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Schwerpunkt Samstag, 8. November 2025

Es war eine traurige Statistik,
die dieseWoche nur wenig
Beachtung fand. Die Zahl der
Verkehrstoten ist in den letzten
fünf Jahren um 34 Prozent ge-
stiegen. Ein Grund: Seit 2021
dürfen Jugendliche bereits mit
16 Jahren Töff fahren. Früher
war das erst ab 18 erlaubt.

Warum? Die Schweiz hat ihr
Gesetz ans EU-Recht ange-
passt, die neue Altersgrenze
«autonom nachvollzogen».
Ist also Brüssel schuld daran,
dass Teenager bei Töffunfällen
sterben? Nein, diese Erklärung
wäre billig. Versagt hat der
Bundesrat, der die EU-Regel
blind und aus vorauseilendem
Gehorsam übernahm. Er ver-
hielt sich Brüssel-höriger als
die EU-Staaten Dänemark und
Holland. Diese beliessen es
bei den 18 Jahren.

Zurzeit diskutiert die Schweiz
über die neuen EU-Verträge.
«Rechtsübernahme», und erst
noch «dynamisch», ist der
grosse Streitpunkt. Von
«Unterwerfung», wie die Geg-
ner poltern, kann keine Rede
sein. Der Rahmen stimmt.
Unsere Beamten, Bundesrat
und Parlament müssen nur
denMummhaben, nicht jeden
Unsinn aus Brüssel sklavisch
zu übernehmen.

Die EU-Länder Deutschland,
Italien und Frankreichmachen
es vor. Geht es um die Eindäm-
mung illegaler Migration, pfei-
fen sie auf Schengen/Dublin
und schützen ihre Grenzen.
Bern aber gefällt sich in der
Rolle desMusterschülers. Wa-
rum nicht mal einen Konflikt
riskieren? Bei der Töfffahrer-
Richtlinie wäre das ziemlich
risikofrei gewesen. Nicht so
einfach wäre Ungehorsam bei
aufgeladenen Dossiers wie der
Zuwanderung. Aber auch hier
darf die Schweiz etwas wagen.
Nadelstiche aus Brüssel wird
sie aushalten können.

Viel schmerzhafter und ein zu
hohes Risiko wäre der Bruch
mit der EU, unserem grössten
Handelspartner. Sprich: die
EU-Verträge abzulehnen. Der
bilateraleWeg bringtWohl-
stand und Sicherheit. Es wäre
Harakiri, ihnmutwillig zu ver-
lassen – in einerWelt, wo
Machtpolitik die regelbasierte
Ordnung ablöst.

Im Interesse der Schweiz ist:
die Verträge unterzeichnen –
und in der Umsetzung auch
mal störrisch sein.Widerbors-
tigkeit gegenüber Brüssel ist
im Schweizer Aussendeparte-
ment zurzeit so verbreitet wie
Humor bei deutschen Steuer-
beamten. Höchste Zeit, sie zu
erlernen.

Editorial

WenndiebelgischeHauptstadtBrüssel
das Zentrum der Europäischen Union
ist, dann ist der Round Point Schuman
dasHerz dieses Zentrums.

Das Quartier rund um den Kreisel
ist der Kraftort, von dem aus die Euro-
päische Union bewegt wird: Hier liegt
die Schaltzentrale von EU-Chefin
Ursula von der Leyen. Hier stehen die
zahlreichen Botschafen aller Herren
Länder. Tagtäglich streifen zehntau-
sende Diplomaten und EU-Beamte
durchsViertelmitseinenGlaspalästen.
Mindestens so viele Lobbyisten und
Berater folgen ihnenaufdenFersen.Es
ist ein Politik-Gewusel, das man so
ähnlich wohl nur in Washington oder
im internationalenGenf erlebt.

Nuretwashörtmanimallgemeinen
Durcheinander selten: Schweizer-
deutsch. Eidgenossinnen und Eidge-
nossen sind im politischen Brüssel der
Gegenwart eineRarität. Aber das dürf-
te sich bald ändern.

DasRecht, sich als Schweizer
Gehör zu verschaffen

Der Grund ist die dynamische Über-
nahme von EU-Recht. Sie ist der Kern
der neuen Abkommen mit der EU.
Stimmt die Schweizer Bevölkerung
denneuenVerträgenzu,kommteszum
Paradigmenwechsel. Die Schweiz voll-
zieht EU-Recht nicht mehr wie heute
«autonom»nach. Sondern derMecha-
nismus wird umgekehrt. Ein Teil der
Schweizer Gesetze wird also ganz offi-
ziell nicht mehr in Bern, sondern in
Brüssel gemacht. Es ist eine insitutio-
nelle Machtverschiebung in die EU-
Hauptstadt. An diesem Punkt setzt
auch die Hauptkritik der EU-Gegner
wie der SVP an.

AberauchandereSchweizerAkteu-
re fragen sich, was das für die direkte
Demokratie bedeutet. Bereits vor
einem Jahr forderte der Demokratie-
Aktivist Daniel Graf im Interview mit
dieser Zeitung, dass man der Macht-
verschiebung folgen müsse: «Sobald
die dynamische Rechtsübernahme in
Kraft ist, müssen Verbände und Orga-
nisationen in Brüssel vertreten sein»,
so Graf. Aber Lobbying in Brüssel kos-
tet Geld. Deshalb fordert Graf einen
«Ressourcenausgleich», damit «künf-
tig möglichst viele Schweizer Organi-

sationen auf europäischer Ebene prä-
sent sein können.»

DassdieneuenAbkommeneinwe-
sentlicher Integrationsschritt sind, ist
unbestritten. Auf institutioneller Ebe-
ne sehen die Verträge deshalb das so-
genannte«DecisionShaping»vor,was
sich wörtlich mit «Entscheidgestal-
tung», singemäss mit Entscheidfin-
dung übersetzen lässt.

Das heisst, dass Schweizer Exper-
ten künftig bei der Entwicklung von
neuen Gesetzen in Brüssel zwar nicht
mitbestimmen, aber mitwirken dür-
fen. Sie können das Wort ergreifen,
Mitberichte verfassen und der Schwei-
zer Position Nachdruck verleihen. Das
heisst: Es kommt viel Arbeit auf die
Diplomaten zu. Aus demErläuternden
Bericht des Bundesrates zu den neuen
Abkommen geht hervor, dass die
Schweizer Vertretung in Brüssel des-
halb personell gestärkt werden soll.

DasBundesparlament soll
eigeneVertretung erhalten

Aber auch die Legislative, also das
Schweizer Parlament, hat Brüssel für
sich entdeckt. Die Mitte-Partei hält in
ihrerVernehmlassungsantwort auf das
EU-Paket explizit fest, dass sie eine
ständige Vertretung des Parlaments
vorOrtwünscht.AlleanderenParteien
ausser der SVP sehen das gleich. Nach
dem Motto: Wenn wir Parlamentarier
schon einen Teil unserer Gesetzge-
bungskompetenz an Brüssel abgeben,
möchtenwirwenigstenwissen,was da
genau vor sich geht – und gegebenen-
falls Einfluss nehmen. Der Bundesrat
unterstützt die Idee.

Wird in Brüssel an der EU-Haupt-
zentralealsobaldeineDependancedes
Bundehauses eröffnet?

Das dann doch nicht. Aber an der
SchweizerMissionbeiderEU–amPla-
ce de Luxembourg, gleich neben dem
EU-Parlament undnur ein paarMinu-
tenvonSchuman-Kreisel entfernt – ist
bereits heute ein Vertreter der Kanto-
ne untergebracht. Er arbeitet Seite an
Seite mit den 42 Schweizer Diploma-
tinnenudnDiplomatensowie15Deta-
chierten aus den bundesrätlichen De-
partementen. Gleichwohl ist er unab-
hängig von der Missions-Chefin,
Botschafterin Rita Adam, und ist di-
rekt der Konferenz der Kantonsregie-
rungen unterstellt.

Dereinst könnte auch das Parlament
über eine solche Vertretung verfügen.
Sie würde nicht von Bundesrat Ignazio
Cassis‘ Departement für Auswärtige
Angelegenheiten (EDA), sondern von
den Parlamentsdiensten entsandt. Ihr
wichtigste Aufgabe wäre es, frühzeitig
die für die Schweiz relevanten Geset-
zesvorhabenzuerkennenunddemPar-
lament unabhängige Informationen
bereitzustellen.Voneiner«vertrauens-
bildenden Massnahme» spricht Mitte-
Nationalrätin Elisabeth Schneider-
Schneiter.

Für dieses Vorgehen gibt es bereits
ein Vorbild: Wie künftig die Schweiz
übernehmen auch die EWR-Länder
Norwegen, Island und Liechtenstein
das EU-Recht dynamisch. Für allzu
grosse Probleme hat das bislang nicht
gesorgt. Es gab jedenfalls noch nie ein
EU-Gesetz, welches die EWR-Staaten

nicht übernehmen konnten – oder
übernehmen wollten. Mit entschei-
denddafür istdaseffiziente«Decision
Shaping», dass die EWR-Mitglieder
schon seit Jahren, und meist gemein-
sam betreiben.

«TeamNorwegen» arbeitet
in Brüssel Hand inHand

Allgemein könnte die Schweiz vom
EWR-LandNorwegen noch eniges ler-
nen, wie man sich auch als Nicht-EU-
Land trittsicher durchs Polit-Ökosys-
tem bewegt.

ZurückzumRoundPointSchuman,
dem Brüsseler Gravitationszentrum:
Dort steht, in Sichtweite des Büros von
EU-Kommissionspräsidentin Ursula
von der Leyen, das «Norway House».
Dort ist nicht nur die EU-Botschaft des
Landes untergebracht, sondern auch
Vertreter der grossen Energieunter-

nehmen, der Telekom-Branche, der
Verteidigungsindustrie, Gewerkschaf-
ten oder der norwegischen Regionen.
Von einem «Team Norwegen» ist die
Rede.Dasheisst:NorwegensRegierung,
Wirtschaft und Zivilgesellschaft arbei-
ten in Brüssel möglichst Hand inHand.

VoneinemsolchenGemeinschafts-
Effort ist die Schweiz noch weit ent-
fernt.

«Abgesehen von der diplomati-
schen Vertretung ist die Schweiz in
Brüssel weitgehend abwesend», be-
schreibt es Jean Russotto. Er muss es
wissen: der aus Montreux stammende
Schweizer Anwalt ist seit 1972 in Brüs-
sel beruflich tätig und kennt die EU-
Blase wie kaum ein anderer. Er hatte
unter anderem Mandate der Bankier-
vereinigung inne und ist auch mit sei-
nen 85 Jahren noch immer aktiv. Erst
diese Woche organisierte er eine Kon-

ferenz zu den Bilateralen mit Teilnah-
mevonBundesratMartinPfisterander
Uni in Genf.

Economiesuissewill Präsenzmit
den neuenAbkommenausbauen

Sucht man nach Schweizer Wirt-
schaftsvertretern und Interessengrup-
pen in Brüssel, lassen sie sich tatsäch-
lichanzweiHändenabzählen.DieBan-
ken sind mit dem «Swiss Finance
Council» präsent. Die Grossen wie
Nestlé, Roche oder Novartis haben
eigene, im Lobby-Register eingetrage-
ne Leute. Aber diese beackern für ihre
internationalen Unternehmen vor al-
lem europäische Themen. Die Präsenz
der Gewerkschaften beschränkt sich
aufdiegelegentlicheMitarbeit imeuro-
päischen Gewerkschaftsbund «Etuc»,
undalseinzigerSchweizerWirtschafts-
verband ist Economiesuissemit einem

zwar erfahrenen, aber einsamen Ver-
treter hier.

Francois Baur, der Economiesuis-
se-ManninBrüssel, sagt,er seinichtal-
lein. SeineVerbands-Expertenwürden
regelmässig aus der Schweiz anreisen
und seien in den Fachverbänden wie
dem europäischenMaschinenverband
«Orgalim» sehr aktiv. So könne man
sich effizient an der Diskussion zu EU-
Rechtsvorschlägen einbringen.

Mit Blick auf das EU-Paket räumt
Bauraberein:«Esistklar,dasseineVer-
stärkung unserer Arbeit in Brüssel
wichtig ist.» Anders ausgedrück: Der
Wirtschaftsdachverband wird seine
Präsenz aufstocken.

Andere sprechen von einem tiefer
liegen «Mentalitätsproblem». In der
Schweiz meine man, es grundsätzlich
besser zu wissen und es es folglich aus-
reiche, die EU-Maschine in Brüssel von

RemoHess, Brüssel

zu Hause aus zu bespielen. Insider hal-
ten das für einen Irrtum: Ein persönli-
chesNetzwerk vorOrt sei gerade für die
Schweiz besonders wichtig, weil sie ja
nichtMitglied der EU sei, sagt ein Brüs-
seler Gesprächspartner, der seinen Na-
men nicht in der Zeitung lesenwill.

Ein «House of Switzerland»
samtRaclette-Stübli?

Dabei war es auch schon anders. An-
walt Russotto erinnert sich, dass Ende
der 1980er Jahre praktisch jedes grös-
sere Schweizer Unternehmen in Brüs-
sel war. Sogar die SBB hatten ihr eige-
nes Büro.

Grund dafür war der damalige EU-
Kommissionspräsident Jacques De-
lors. 1986 lancierte der Franzose das
damalsbahnbrechendeProjektderBil-
dung eines gemeinsamen EU-Binnen-
marktes. Russotto: «Die Schweiz sah
sich davon bedroht und hatte Angst,
aussen vor gelassen zu werden.» In
VorbereitungaufdenEWRseimanda-
mals nicht umhin gekommen, die Ent-
wicklungen in der EUaus nächsterNä-
he zu begleiten und investierte in den
Standort Brüssel.

Als die Schweizer Bevölkerung
1992denEWR-Beitrittknappablehnte,
hielten die Firmen zunächst an ihrer
Präsenz fest. Das änderte sich erst, als
die Bilateralen I und II unter Dach und
Fach waren. Kontinuierlich seien die
Leute von da an aus Brüssel zurück be-
ordert worden – bis kaum mehr je-
mand übrig war. Russotto erwartet,
dass sichdie Situationmit demneuen
Vertragspaketändernwird:«Indieser
neuen Welt braucht man wieder
Antennen in Brüssel», so der Schwei-
zer EU-Veteran.

Nebst Russotto gehört «Swiss
Core»zudenwenigenSchweiezrKons-
tanten in Brüssel. Das Verbindungsbü-
ro für den Forschungs-, Innovations-
und Bildungssektor wurde im Jahr
1995, also kurz nach dem EWR-Nein,
eingerichtet und feiert dieses Jahr sein
30-jähriges Bestehen. Acht vornehm-
lich junge Leute arbeiten bei der vom
Bildungsdepartement, dem National-
fonds und der Schweizerischen Inno-
vationsagentur getragenen Kontakt-
stelle. Sie vernetzen sich mit anderen
Forschungsorganisationen, verfolgen
die EU-Rechtssetzung und rühren die
Werbetrommel für den Bildungsplatz
Schweiz.

BüroleiterLaurinRedingfindet,die
Schweiz habe eine kleine, aber feine
Gemeinschaft in Brüssel. Etwas mehr
Sichtbarkeit wäre aber nicht falsch. Er
sagt: «Ich fände die Idee eines House
of Switzerland ähnlich wie demHouse
of Norway grossartig. Man könnte so-
gar ein Raclette-Stübli imErdgeschoss
einrichten. Das wäre garantiert ein
grosser Erfolg.»

Aussenpolitik «Das Letzte,
was es jetzt braucht, ist ein
Schulreiseli nachBrüssel», sagt
FranzGrüter.DieneuenVerträ-
ge mit der EU lägen auf dem
Tisch: «Jetztmüssenwir innen-
politisch diskutieren, was das
heisst», findet der Luzerner
SVP-Nationalrat. Statt die EU
zu besuchen, würden die Mit-
glieder der Aussenpolitischen
Kommission (APK) «besser die
Verträge lesen».

Grüter ärgert sich über eine
zweitägige Reise der APK von
nächster Woche nach Brüssel.
Angemeldet sind 13 Parlamen-
tarier aller Parteien – mit einer
grossen Ausnahme: «Die SVP-
Delegation in der APK hat sich
nicht angemeldet für diese Rei-
se», sagt Grüter. Ein SVP-Ver-
treter reist trotzdem mit:
Pierre-André Page. Das sei da-
mit zu erklären, dass Page 2026
Nationalratspräsident seinwird
und in dieser Rolle sozusagen
über der Parteipolitik stehe.

Grüter begründet den Rei-
seboykott auch mit der Erfah-
rung einer früheren Reise. Be-
reits im November 2021 reiste
die APK nach Brüssel. «Wir
wurden damals von den EU-
Vertretern sehr arrogant be-
handelt», erinnert sich Grüter.
Die Botschaft der EU-Reprä-
sentanten sei gewesen, dass die
Schweiz EU-Recht überneh-
men und weitere Zahlungen
leistenmüsse. «Diese Situation
haben wir immer noch», sagt
Grüter.

Kommission spricht
sich für Reise aus
Die Mehrheit der APK schätzt
die Notwendigkeit der Reise
anders ein. Die Kommission
habe die Reise «demokratisch
mit 14 zu 9 Stimmen bei 2 Ent-
haltungen gefasst», sagt Kom-
missionspräsident Laurent
Wehrli (FDP/VD).Er freue sich,
dass Page den demokratischen
Entscheid der Kommission res-
pektiere. Ziel des Arbeitsbe-
suchs sei es unter anderem,
«einen Informationsbericht
überdieBeziehungenzwischen
den Parlamenten der anderen
Efta-Länder und dem Europäi-
schen Parlament zu erstellen».
Zudem wolle die APK-Delega-
tion mit ihren Kolleginnen und
Kollegen des EU-Parlaments
über den Entscheidungspro-
zess der EU diskutieren.

Das ist relevant wegen der
dynamischen Rechtsübernah-
me,dieallenfallsmitdenneuen
EU-Verträgen auf den Bund zu-
kommt. In der Schweiz läuft die
Debatte darüber gerade an, wie
National- und Ständerat in die-
sem Prozess dereinst mitreden
können. Insofern ist es von In-
teresse, wie solche Fragen in
Brüssel geklärt werden.

Bemerkenswert: Diese Wo-
che weilt die parlamentarische
Gruppe Schweiz-USA in den
Vereinigten Staaten. Man habe
die Gelegenheit, die Schweizer
Anliegen zu vermitteln, auch im
Zollstreit, schreibt der Präsident
derGruppe,NationalratDamien
Cottier (FDP), auf Instagram.
AufdenBildern, die erdazupos-
tet, lächeln auch zwei SVP-Ver-
treter in die Kamera: die Natio-
nalräte Michael Graber und
Thomas Hurter. (sbü)

1 Die Klassiker

Abseits des EU-Trubels hat die
belgischeHauptstadt viel zu bieten.
Zuallererst natürlich die Klassiker:
die zumWeltkulturerbe gehörende
Grand-Placemit den goldverzierten
Zunfthäusern und der gotische
Rathaus-Monumentalbau von An-
fang des 15. Jahrhunderts. Das
pieselnde StadtmaskottchenMan-
neken Pis, das Atomium als bel-
gische Antwort auf den Eiffelturm
und der Königspalast sind ebenfalls
einMust-see. Geheimtipp: Streifen
Sie zur später Stunde durch die
Altstadt, wenn die Touristen im Bett
sind. Dann stellt sich sofort der
Mittelalterflair ein.

2 Fritten-EssenwieMerkel

Bier, Waffeln und Schokolade. In
Brüssel kannman problemlos ein
Wochenende lang durchessen
und -trinken. Das Highlight sind
aber die zweimal im Rinderfett
frittierten Fritten. Dabei hat jeder
und jede seine Frittenbude. Be-
kanntheit erlangte dasMaison An-
toine amPlace Jourdan: Bei einem
langweiligen EU-Gipfel schaute
die damalige Bundeskanzlerin An-
gelaMerkel 2016 plötzlich rein. Der
LegendenachbetrugdieRechnung
49.20 Euro, undMerkel sagte:
«50 stimmt!». 80 Cent Trinkgeld von
der reichsten Frau Europas? Die
Belgier haben's nicht vergessen.

3 Stadt der 1000Museen

Bier-Museum, Comic-Museum,
Jacques-Brel-Museum oder die
europaweit grösste Sammlung an
Dinosaurier-Skeletten: Brüssel ist
die Stadt derMuseen. Herausra-
gend sind aber dasMagritte-Mu-
seumoder die ständigeAusstellung
über die flämischen Altmeister wie
Bruegel, Rubens und Van Dyck im
KöniglichenMuseum. Für Schwei-
zer Zug-Begeisterte gibt es sonst
auch das «Train-World»-Museum
in Schaerbeek. Aktuelle Ausstel-
lung: Zwischen Kollaboration und
Widerstand. Die belgische Staats-
bahn zur Zeit der deutschen Be-
satzung.

4Bazar

Super flanieren lässt es sich in den
Marollen, dem ehemaligen Arbei-
terviertel unterhalb desmonströsen
Justizpalasts, der den aufmüpfigen
Bewohnern vor die Nase gesetzt
wurde. Neben den vielen Galerien
und Brockenhäusern findet auf
demPlace Jeu de Balle jeden Tag
ein Flohmarkt statt. Einen richtigen
Basarhingegengibt es jedenSonn-
tag von 7 bis 14 Uhr amGare de
Midi. ArabischeMarktschreier bie-
ten vonWaschmaschinen über
Kleider bis zu allen denkbaren Le-
bensmitteln allesMögliche an. Ein
Erlebnis!

5DasOlten Europas

DasGute an Brüssel ist: Wenn es
nötig ist, ist man schnell wieder
weg. London, Amsterdam, Paris
oder die Karnevals-Stadt Köln sind
mit demZug allesamt in unter zwei
Stunden zu erreichen. Perfekt für
einen Tagesausflug. Insofern ist
Brüssel mit seiner strategisch zent-
ralen Lage das Olten von Europa.
Und falls es statt zwei nur eineStun-
de sein soll, empfiehlt sich ein Aus-
flug in dieMittelalter-Stadt Brügge
(am besten über Nacht bleiben),
Gentoder zumMoules-frites-Essen
nachOstende an die Küste.

PatrikMüller
patrik.mueller@chmedia.ch

Was der Schweiz
Sicherheit bringt

Brüssel ruft: Die Schweiz verstärkt ihre Präsenz
Parlamentarier fordern eine eigene Vertretung in der
EU-Hauptstadt. Siemöchten auf demLaufenden sein,
was an neuenGesetzen auf sie zukommt. Brüssel wird
auch für Schweizer Lobbyisten zu einer Job-Maschine.

Hier wird EU-Politik
gemacht: ein
Schweizer in Berner
Tracht vor dem
Berlaymont-
Hauptgebäude
der EU-Kommission
in Brüssel.
Bild: Keystone

SVP boykottiert
Brüssel-Reise –
nicht den US-Trip

So schön
ist Brüssel
für Touristen
(und Beamte)
5TippsvonRemoHess
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war das erst ab 18 erlaubt.
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Gesetz ans EU-Recht ange-
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Ist also Brüssel schuld daran,
dass Teenager bei Töffunfällen
sterben? Nein, diese Erklärung
wäre billig. Versagt hat der
Bundesrat, der die EU-Regel
blind und aus vorauseilendem
Gehorsam übernahm. Er ver-
hielt sich Brüssel-höriger als
die EU-Staaten Dänemark und
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bei den 18 Jahren.
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«Rechtsübernahme», und erst
noch «dynamisch», ist der
grosse Streitpunkt. Von
«Unterwerfung», wie die Geg-
ner poltern, kann keine Rede
sein. Der Rahmen stimmt.
Unsere Beamten, Bundesrat
und Parlament müssen nur
denMummhaben, nicht jeden
Unsinn aus Brüssel sklavisch
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Die EU-Länder Deutschland,
Italien und Frankreichmachen
es vor. Geht es um die Eindäm-
mung illegaler Migration, pfei-
fen sie auf Schengen/Dublin
und schützen ihre Grenzen.
Bern aber gefällt sich in der
Rolle desMusterschülers. Wa-
rum nicht mal einen Konflikt
riskieren? Bei der Töfffahrer-
Richtlinie wäre das ziemlich
risikofrei gewesen. Nicht so
einfach wäre Ungehorsam bei
aufgeladenen Dossiers wie der
Zuwanderung. Aber auch hier
darf die Schweiz etwas wagen.
Nadelstiche aus Brüssel wird
sie aushalten können.

Viel schmerzhafter und ein zu
hohes Risiko wäre der Bruch
mit der EU, unserem grössten
Handelspartner. Sprich: die
EU-Verträge abzulehnen. Der
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stand und Sicherheit. Es wäre
Harakiri, ihnmutwillig zu ver-
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Ordnung ablöst.
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die Verträge unterzeichnen –
und in der Umsetzung auch
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tigkeit gegenüber Brüssel ist
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Humor bei deutschen Steuer-
beamten. Höchste Zeit, sie zu
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dasHerz dieses Zentrums.
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die Schaltzentrale von EU-Chefin
Ursula von der Leyen. Hier stehen die
zahlreichen Botschafen aller Herren
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ähnlich wohl nur in Washington oder
im internationalenGenf erlebt.
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deutsch. Eidgenossinnen und Eidge-
nossen sind im politischen Brüssel der
Gegenwart eineRarität. Aber das dürf-
te sich bald ändern.
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Gehör zu verschaffen
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nahme von EU-Recht. Sie ist der Kern
der neuen Abkommen mit der EU.
Stimmt die Schweizer Bevölkerung
denneuenVerträgenzu,kommteszum
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zieht EU-Recht nicht mehr wie heute
«autonom»nach. Sondern derMecha-
nismus wird umgekehrt. Ein Teil der
Schweizer Gesetze wird also ganz offi-
ziell nicht mehr in Bern, sondern in
Brüssel gemacht. Es ist eine insitutio-
nelle Machtverschiebung in die EU-
Hauptstadt. An diesem Punkt setzt
auch die Hauptkritik der EU-Gegner
wie der SVP an.

AberauchandereSchweizerAkteu-
re fragen sich, was das für die direkte
Demokratie bedeutet. Bereits vor
einem Jahr forderte der Demokratie-
Aktivist Daniel Graf im Interview mit
dieser Zeitung, dass man der Macht-
verschiebung folgen müsse: «Sobald
die dynamische Rechtsübernahme in
Kraft ist, müssen Verbände und Orga-
nisationen in Brüssel vertreten sein»,
so Graf. Aber Lobbying in Brüssel kos-
tet Geld. Deshalb fordert Graf einen
«Ressourcenausgleich», damit «künf-
tig möglichst viele Schweizer Organi-

sationen auf europäischer Ebene prä-
sent sein können.»

DassdieneuenAbkommeneinwe-
sentlicher Integrationsschritt sind, ist
unbestritten. Auf institutioneller Ebe-
ne sehen die Verträge deshalb das so-
genannte«DecisionShaping»vor,was
sich wörtlich mit «Entscheidgestal-
tung», singemäss mit Entscheidfin-
dung übersetzen lässt.

Das heisst, dass Schweizer Exper-
ten künftig bei der Entwicklung von
neuen Gesetzen in Brüssel zwar nicht
mitbestimmen, aber mitwirken dür-
fen. Sie können das Wort ergreifen,
Mitberichte verfassen und der Schwei-
zer Position Nachdruck verleihen. Das
heisst: Es kommt viel Arbeit auf die
Diplomaten zu. Aus demErläuternden
Bericht des Bundesrates zu den neuen
Abkommen geht hervor, dass die
Schweizer Vertretung in Brüssel des-
halb personell gestärkt werden soll.

DasBundesparlament soll
eigeneVertretung erhalten

Aber auch die Legislative, also das
Schweizer Parlament, hat Brüssel für
sich entdeckt. Die Mitte-Partei hält in
ihrerVernehmlassungsantwort auf das
EU-Paket explizit fest, dass sie eine
ständige Vertretung des Parlaments
vorOrtwünscht.AlleanderenParteien
ausser der SVP sehen das gleich. Nach
dem Motto: Wenn wir Parlamentarier
schon einen Teil unserer Gesetzge-
bungskompetenz an Brüssel abgeben,
möchtenwirwenigstenwissen,was da
genau vor sich geht – und gegebenen-
falls Einfluss nehmen. Der Bundesrat
unterstützt die Idee.

Wird in Brüssel an der EU-Haupt-
zentralealsobaldeineDependancedes
Bundehauses eröffnet?

Das dann doch nicht. Aber an der
SchweizerMissionbeiderEU–amPla-
ce de Luxembourg, gleich neben dem
EU-Parlament undnur ein paarMinu-
tenvonSchuman-Kreisel entfernt – ist
bereits heute ein Vertreter der Kanto-
ne untergebracht. Er arbeitet Seite an
Seite mit den 42 Schweizer Diploma-
tinnenudnDiplomatensowie15Deta-
chierten aus den bundesrätlichen De-
partementen. Gleichwohl ist er unab-
hängig von der Missions-Chefin,
Botschafterin Rita Adam, und ist di-
rekt der Konferenz der Kantonsregie-
rungen unterstellt.

Dereinst könnte auch das Parlament
über eine solche Vertretung verfügen.
Sie würde nicht von Bundesrat Ignazio
Cassis‘ Departement für Auswärtige
Angelegenheiten (EDA), sondern von
den Parlamentsdiensten entsandt. Ihr
wichtigste Aufgabe wäre es, frühzeitig
die für die Schweiz relevanten Geset-
zesvorhabenzuerkennenunddemPar-
lament unabhängige Informationen
bereitzustellen.Voneiner«vertrauens-
bildenden Massnahme» spricht Mitte-
Nationalrätin Elisabeth Schneider-
Schneiter.

Für dieses Vorgehen gibt es bereits
ein Vorbild: Wie künftig die Schweiz
übernehmen auch die EWR-Länder
Norwegen, Island und Liechtenstein
das EU-Recht dynamisch. Für allzu
grosse Probleme hat das bislang nicht
gesorgt. Es gab jedenfalls noch nie ein
EU-Gesetz, welches die EWR-Staaten

nicht übernehmen konnten – oder
übernehmen wollten. Mit entschei-
denddafür istdaseffiziente«Decision
Shaping», dass die EWR-Mitglieder
schon seit Jahren, und meist gemein-
sam betreiben.

«TeamNorwegen» arbeitet
in Brüssel Hand inHand

Allgemein könnte die Schweiz vom
EWR-LandNorwegen noch eniges ler-
nen, wie man sich auch als Nicht-EU-
Land trittsicher durchs Polit-Ökosys-
tem bewegt.

ZurückzumRoundPointSchuman,
dem Brüsseler Gravitationszentrum:
Dort steht, in Sichtweite des Büros von
EU-Kommissionspräsidentin Ursula
von der Leyen, das «Norway House».
Dort ist nicht nur die EU-Botschaft des
Landes untergebracht, sondern auch
Vertreter der grossen Energieunter-

nehmen, der Telekom-Branche, der
Verteidigungsindustrie, Gewerkschaf-
ten oder der norwegischen Regionen.
Von einem «Team Norwegen» ist die
Rede.Dasheisst:NorwegensRegierung,
Wirtschaft und Zivilgesellschaft arbei-
ten in Brüssel möglichst Hand inHand.

VoneinemsolchenGemeinschafts-
Effort ist die Schweiz noch weit ent-
fernt.

«Abgesehen von der diplomati-
schen Vertretung ist die Schweiz in
Brüssel weitgehend abwesend», be-
schreibt es Jean Russotto. Er muss es
wissen: der aus Montreux stammende
Schweizer Anwalt ist seit 1972 in Brüs-
sel beruflich tätig und kennt die EU-
Blase wie kaum ein anderer. Er hatte
unter anderem Mandate der Bankier-
vereinigung inne und ist auch mit sei-
nen 85 Jahren noch immer aktiv. Erst
diese Woche organisierte er eine Kon-

ferenz zu den Bilateralen mit Teilnah-
mevonBundesratMartinPfisterander
Uni in Genf.

Economiesuissewill Präsenzmit
den neuenAbkommenausbauen

Sucht man nach Schweizer Wirt-
schaftsvertretern und Interessengrup-
pen in Brüssel, lassen sie sich tatsäch-
lichanzweiHändenabzählen.DieBan-
ken sind mit dem «Swiss Finance
Council» präsent. Die Grossen wie
Nestlé, Roche oder Novartis haben
eigene, im Lobby-Register eingetrage-
ne Leute. Aber diese beackern für ihre
internationalen Unternehmen vor al-
lem europäische Themen. Die Präsenz
der Gewerkschaften beschränkt sich
aufdiegelegentlicheMitarbeit imeuro-
päischen Gewerkschaftsbund «Etuc»,
undalseinzigerSchweizerWirtschafts-
verband ist Economiesuissemit einem

zwar erfahrenen, aber einsamen Ver-
treter hier.

Francois Baur, der Economiesuis-
se-ManninBrüssel, sagt,er seinichtal-
lein. SeineVerbands-Expertenwürden
regelmässig aus der Schweiz anreisen
und seien in den Fachverbänden wie
dem europäischenMaschinenverband
«Orgalim» sehr aktiv. So könne man
sich effizient an der Diskussion zu EU-
Rechtsvorschlägen einbringen.

Mit Blick auf das EU-Paket räumt
Bauraberein:«Esistklar,dasseineVer-
stärkung unserer Arbeit in Brüssel
wichtig ist.» Anders ausgedrück: Der
Wirtschaftsdachverband wird seine
Präsenz aufstocken.

Andere sprechen von einem tiefer
liegen «Mentalitätsproblem». In der
Schweiz meine man, es grundsätzlich
besser zu wissen und es es folglich aus-
reiche, die EU-Maschine in Brüssel von

RemoHess, Brüssel

zu Hause aus zu bespielen. Insider hal-
ten das für einen Irrtum: Ein persönli-
chesNetzwerk vorOrt sei gerade für die
Schweiz besonders wichtig, weil sie ja
nichtMitglied der EU sei, sagt ein Brüs-
seler Gesprächspartner, der seinen Na-
men nicht in der Zeitung lesenwill.

Ein «House of Switzerland»
samtRaclette-Stübli?

Dabei war es auch schon anders. An-
walt Russotto erinnert sich, dass Ende
der 1980er Jahre praktisch jedes grös-
sere Schweizer Unternehmen in Brüs-
sel war. Sogar die SBB hatten ihr eige-
nes Büro.

Grund dafür war der damalige EU-
Kommissionspräsident Jacques De-
lors. 1986 lancierte der Franzose das
damalsbahnbrechendeProjektderBil-
dung eines gemeinsamen EU-Binnen-
marktes. Russotto: «Die Schweiz sah
sich davon bedroht und hatte Angst,
aussen vor gelassen zu werden.» In
VorbereitungaufdenEWRseimanda-
mals nicht umhin gekommen, die Ent-
wicklungen in der EUaus nächsterNä-
he zu begleiten und investierte in den
Standort Brüssel.

Als die Schweizer Bevölkerung
1992denEWR-Beitrittknappablehnte,
hielten die Firmen zunächst an ihrer
Präsenz fest. Das änderte sich erst, als
die Bilateralen I und II unter Dach und
Fach waren. Kontinuierlich seien die
Leute von da an aus Brüssel zurück be-
ordert worden – bis kaum mehr je-
mand übrig war. Russotto erwartet,
dass sichdie Situationmit demneuen
Vertragspaketändernwird:«Indieser
neuen Welt braucht man wieder
Antennen in Brüssel», so der Schwei-
zer EU-Veteran.

Nebst Russotto gehört «Swiss
Core»zudenwenigenSchweiezrKons-
tanten in Brüssel. Das Verbindungsbü-
ro für den Forschungs-, Innovations-
und Bildungssektor wurde im Jahr
1995, also kurz nach dem EWR-Nein,
eingerichtet und feiert dieses Jahr sein
30-jähriges Bestehen. Acht vornehm-
lich junge Leute arbeiten bei der vom
Bildungsdepartement, dem National-
fonds und der Schweizerischen Inno-
vationsagentur getragenen Kontakt-
stelle. Sie vernetzen sich mit anderen
Forschungsorganisationen, verfolgen
die EU-Rechtssetzung und rühren die
Werbetrommel für den Bildungsplatz
Schweiz.

BüroleiterLaurinRedingfindet,die
Schweiz habe eine kleine, aber feine
Gemeinschaft in Brüssel. Etwas mehr
Sichtbarkeit wäre aber nicht falsch. Er
sagt: «Ich fände die Idee eines House
of Switzerland ähnlich wie demHouse
of Norway grossartig. Man könnte so-
gar ein Raclette-Stübli imErdgeschoss
einrichten. Das wäre garantiert ein
grosser Erfolg.»

Aussenpolitik «Das Letzte,
was es jetzt braucht, ist ein
Schulreiseli nachBrüssel», sagt
FranzGrüter.DieneuenVerträ-
ge mit der EU lägen auf dem
Tisch: «Jetztmüssenwir innen-
politisch diskutieren, was das
heisst», findet der Luzerner
SVP-Nationalrat. Statt die EU
zu besuchen, würden die Mit-
glieder der Aussenpolitischen
Kommission (APK) «besser die
Verträge lesen».

Grüter ärgert sich über eine
zweitägige Reise der APK von
nächster Woche nach Brüssel.
Angemeldet sind 13 Parlamen-
tarier aller Parteien – mit einer
grossen Ausnahme: «Die SVP-
Delegation in der APK hat sich
nicht angemeldet für diese Rei-
se», sagt Grüter. Ein SVP-Ver-
treter reist trotzdem mit:
Pierre-André Page. Das sei da-
mit zu erklären, dass Page 2026
Nationalratspräsident seinwird
und in dieser Rolle sozusagen
über der Parteipolitik stehe.

Grüter begründet den Rei-
seboykott auch mit der Erfah-
rung einer früheren Reise. Be-
reits im November 2021 reiste
die APK nach Brüssel. «Wir
wurden damals von den EU-
Vertretern sehr arrogant be-
handelt», erinnert sich Grüter.
Die Botschaft der EU-Reprä-
sentanten sei gewesen, dass die
Schweiz EU-Recht überneh-
men und weitere Zahlungen
leistenmüsse. «Diese Situation
haben wir immer noch», sagt
Grüter.

Kommission spricht
sich für Reise aus
Die Mehrheit der APK schätzt
die Notwendigkeit der Reise
anders ein. Die Kommission
habe die Reise «demokratisch
mit 14 zu 9 Stimmen bei 2 Ent-
haltungen gefasst», sagt Kom-
missionspräsident Laurent
Wehrli (FDP/VD).Er freue sich,
dass Page den demokratischen
Entscheid der Kommission res-
pektiere. Ziel des Arbeitsbe-
suchs sei es unter anderem,
«einen Informationsbericht
überdieBeziehungenzwischen
den Parlamenten der anderen
Efta-Länder und dem Europäi-
schen Parlament zu erstellen».
Zudem wolle die APK-Delega-
tion mit ihren Kolleginnen und
Kollegen des EU-Parlaments
über den Entscheidungspro-
zess der EU diskutieren.

Das ist relevant wegen der
dynamischen Rechtsübernah-
me,dieallenfallsmitdenneuen
EU-Verträgen auf den Bund zu-
kommt. In der Schweiz läuft die
Debatte darüber gerade an, wie
National- und Ständerat in die-
sem Prozess dereinst mitreden
können. Insofern ist es von In-
teresse, wie solche Fragen in
Brüssel geklärt werden.

Bemerkenswert: Diese Wo-
che weilt die parlamentarische
Gruppe Schweiz-USA in den
Vereinigten Staaten. Man habe
die Gelegenheit, die Schweizer
Anliegen zu vermitteln, auch im
Zollstreit, schreibt der Präsident
derGruppe,NationalratDamien
Cottier (FDP), auf Instagram.
AufdenBildern, die erdazupos-
tet, lächeln auch zwei SVP-Ver-
treter in die Kamera: die Natio-
nalräte Michael Graber und
Thomas Hurter. (sbü)

1 Die Klassiker

Abseits des EU-Trubels hat die
belgischeHauptstadt viel zu bieten.
Zuallererst natürlich die Klassiker:
die zumWeltkulturerbe gehörende
Grand-Placemit den goldverzierten
Zunfthäusern und der gotische
Rathaus-Monumentalbau von An-
fang des 15. Jahrhunderts. Das
pieselnde StadtmaskottchenMan-
neken Pis, das Atomium als bel-
gische Antwort auf den Eiffelturm
und der Königspalast sind ebenfalls
einMust-see. Geheimtipp: Streifen
Sie zur später Stunde durch die
Altstadt, wenn die Touristen im Bett
sind. Dann stellt sich sofort der
Mittelalterflair ein.

2 Fritten-EssenwieMerkel

Bier, Waffeln und Schokolade. In
Brüssel kannman problemlos ein
Wochenende lang durchessen
und -trinken. Das Highlight sind
aber die zweimal im Rinderfett
frittierten Fritten. Dabei hat jeder
und jede seine Frittenbude. Be-
kanntheit erlangte dasMaison An-
toine amPlace Jourdan: Bei einem
langweiligen EU-Gipfel schaute
die damalige Bundeskanzlerin An-
gelaMerkel 2016 plötzlich rein. Der
LegendenachbetrugdieRechnung
49.20 Euro, undMerkel sagte:
«50 stimmt!». 80 Cent Trinkgeld von
der reichsten Frau Europas? Die
Belgier haben's nicht vergessen.

3 Stadt der 1000Museen

Bier-Museum, Comic-Museum,
Jacques-Brel-Museum oder die
europaweit grösste Sammlung an
Dinosaurier-Skeletten: Brüssel ist
die Stadt derMuseen. Herausra-
gend sind aber dasMagritte-Mu-
seumoder die ständigeAusstellung
über die flämischen Altmeister wie
Bruegel, Rubens und Van Dyck im
KöniglichenMuseum. Für Schwei-
zer Zug-Begeisterte gibt es sonst
auch das «Train-World»-Museum
in Schaerbeek. Aktuelle Ausstel-
lung: Zwischen Kollaboration und
Widerstand. Die belgische Staats-
bahn zur Zeit der deutschen Be-
satzung.

4Bazar

Super flanieren lässt es sich in den
Marollen, dem ehemaligen Arbei-
terviertel unterhalb desmonströsen
Justizpalasts, der den aufmüpfigen
Bewohnern vor die Nase gesetzt
wurde. Neben den vielen Galerien
und Brockenhäusern findet auf
demPlace Jeu de Balle jeden Tag
ein Flohmarkt statt. Einen richtigen
Basarhingegengibt es jedenSonn-
tag von 7 bis 14 Uhr amGare de
Midi. ArabischeMarktschreier bie-
ten vonWaschmaschinen über
Kleider bis zu allen denkbaren Le-
bensmitteln allesMögliche an. Ein
Erlebnis!

5DasOlten Europas

DasGute an Brüssel ist: Wenn es
nötig ist, ist man schnell wieder
weg. London, Amsterdam, Paris
oder die Karnevals-Stadt Köln sind
mit demZug allesamt in unter zwei
Stunden zu erreichen. Perfekt für
einen Tagesausflug. Insofern ist
Brüssel mit seiner strategisch zent-
ralen Lage das Olten von Europa.
Und falls es statt zwei nur eineStun-
de sein soll, empfiehlt sich ein Aus-
flug in dieMittelalter-Stadt Brügge
(am besten über Nacht bleiben),
Gentoder zumMoules-frites-Essen
nachOstende an die Küste.

PatrikMüller
patrik.mueller@chmedia.ch

Was der Schweiz
Sicherheit bringt

Brüssel ruft: Die Schweiz verstärkt ihre Präsenz
Parlamentarier fordern eine eigene Vertretung in der
EU-Hauptstadt. Siemöchten auf demLaufenden sein,
was an neuenGesetzen auf sie zukommt. Brüssel wird
auch für Schweizer Lobbyisten zu einer Job-Maschine.

Hier wird EU-Politik
gemacht: ein
Schweizer in Berner
Tracht vor dem
Berlaymont-
Hauptgebäude
der EU-Kommission
in Brüssel.
Bild: Keystone

SVP boykottiert
Brüssel-Reise –
nicht den US-Trip

So schön
ist Brüssel
für Touristen
(und Beamte)
5TippsvonRemoHess


